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B~ndesp~rteigerichtsordnun~- - - - - - - - - - - - -
§ 1

Das auf Grund des § 16 des statuts der CDU Deutschlands vom
20.10.1950 zu errichtende Bundesebren3zricht setzt sich zusammen
aus dem Vorsitzendens seinem Stellvertreter und den Beisitzern.
(Diese) der Vorsitzende (und sein St--'11v2rtreter) werdan von dem
Parteiausschuss für die D~uer von 4 J~brGn gewählt~ die ~Gisitzer

auf Vorschlag des Vorsitzenden vom P~rtei-Vorstando Der Vorsitzen­
de ist Mitglied des Partei-Vorstandes o~~e Stimmrecht. Das Bundes­
partoigericht entschoidet in dor Besetzung von mindestons 5 Mit­
gliedern einschliesslich dos Vorsitzenden. Der Vorsitzende und .
sein Stellvertreter muss die Befähigung zum Richte..:. ,.mt besitzon.

§ 2
D8s Bundesohrengericht ist zuständig
a) zur Entschsidung aller Angelegenheiten, die ihm vo~ Bundes­

Parteivorstand überwiesen werden; dcr Bundesparteivorstand ist
berechtigt, jedo Angclegenh.:·i t dem Bundesehrongericht zuzuwei­
sen, wenn er dieses im Interesse dcr Partc.i odcr wogen dcr übcr­
örtlichon B~deutung dor Angelegenheit für erforderlich hält.

b) boi Streitigkeiten ~wisch8n einzelnen Landesverbänden oder
zwischen einom Landosverband und dcr Gosamtpartei,

c) in solchen Stroitigkoi ten:> die von einem Lande sverband dem
Bundosehrengericht überwiesen w~rden4

Wenn in einem Verfahren vor oin~m Landosehrongericht das Landes­
parteigericht wegen Besorgnis dcr Befangenheit abgelehnt wird,
und das Bundesparteigericht diesen Einwand für berechtißt hält,
so ist das Bundeschrcng:richt bofugt, entweder selbst die Ent­
scheidung zu übornehmen oder die Sache einem and~rcn Landespartei­
gericht zuzuweisen, welches zur Übernahme der Sache bCEJit ist.

§ 3
Das Bundesparteigericht ist grundsätzlich zuständig in Vorfahren
gegen Parteimitglieder, die als Abgeordnete einer parlamentarischen
Körperschaft des Bundesgebietes angehörenc
gegen Parteimitglieder, die das Amt eines Ministers bokleiden und
gogon P8.rteimitgliedcr, . diG einem geschäftsführenden L8l1closvor­
stand dor CDU angehöre~

t·., 2 ...



- 2 -

§ 4
Der Antrag auf Entscheidung von Stroitigkeiten ist dom Vorsitzen­
den dGS BundcsehrGng~richts schl'iftlich in doppelt:r Ausfertigung
untor Darlegung des Sachverhalts und der Bew.:::ismitkl einzureichen.
Eine Verpflichtung dos BundcBohrcngorichts, tätig zu wcrdcD, be­
stoht nur dann, wenn d~r Antrag von dem gcschäftsf~~~~dcn Vor­
stand der Bu..11.dc spartoi j einer La"1 d~ spartei odor dom P8.rtcif3.usschuss
gestellt wird c

Die vorgenannten Instanzen können das Bundos~hrcn30richt auch be­
auftragen, eine Angele gC:lIDei t zu kläron odor zu s chlichten::-
Das Bundoschr~ngcricht soll auf eine friedliche ncil~gung der
Streitfälle hinwirken, wenn dioses dem ParteiintcIcssc nicht zu­
widcrläuftc

§ 5
Das Bundcsehrcnguricht ka -m crk",nncn
a) auf eine Mißbilligung,
b) auf dauernde. ode I' zcitweiso Unwürdigkeit zur Bekle idung von

Ehrunämtorn,
c) auf Ausschluss aus der P~rtGi&

Das Bundcsehrongcricht kann von einer der vorgcnan~tenMaßnahmen
absehen, wenn es eins Belehrung für ausreichend hält, sowie dem
geschäftsführonden Bund,::,sp8rtcivorstand odor den b~t.)iligtc.nLan­
dosvorständen erforderlich ersch:incndo Maßnahmen cmpfchl~n.

§ 6
Dio Verhandlungen des Bundesohrongerichts sind nicht öffentlich,
jedoch soll Mitgli.;dorn dor P3.rt::.d dL. Anwcscnh..:..it b.:...i Vcrhandlun-.­
gen gestattet werden, soweit nicht wichtige GrÜüdc cntgegenst<..hcn"
Den Mitglied~rn dos Parteivorstandes, das Partciausschu8SCS und
dcr geschäftsführenden Landesvorstände ist in j~dom Falle die
Anwesenheit zu gcstattcno Den Beauftr3.gton der vo~gcnaru1tun

Gremien ist auf Antrag das Wort zu erteilon.

§ 7
Die Mitglieder dar CDU sind verpflichtet, auf Aufford~rung des
Bundesehrougerichts vor diesem zu crschcincn-4 Als B_schuldigto
habon sie Anspruch darauf, p(rsönlich vor dem Dund]sohr~ngLricht
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gehört zu wordcnc Ihnen sind die ihnen zu Last gclo~tcn Beschul­
digungen im cinzGlnen mitzuteileno
Sofern ein Boschuldigter trotz ordnungsmässiger Ladung nicht er­
schoint, kann ohn~ s~ine Anwesenheit vorhandelt worden~ Der Bo­
schuldigte ist berechtigt, sieb einesV3rtreters oder Beist~ndes

zu bedienen, der jedoch der CDU angehören muss.
Hat das Bundesehrengericht das persönliche Erschoincn des JJeschul­
digten angeordnet und leistet dieser der Aufforderung ohne trif­
tigen Grund keine Folge, so kaIlll das bundesehrengericht eine Ver­
tretung des neschuldigton zurückwcisen~

§ 8

Das .'_.undesehrengericht bostimmt den Gang des Verfahrona sowie
Art und Umfang einer Gtwaig~n Boweisaufnahme oder sonstiger Er­
mittlungen nacb 0igenem pflichtgemäßom Ermessene Es ist insbeson­
dere Ermächtigt, zur Vorbereitung der Hauptverhandlung durch don
Vorsitzenden oder einzelno von diesem. beauftragte Mitglieder die
Klärung des S.s.chverhaltes vorzunchmene

Die Mitglieder der CDU sind vcrpflichtet~ vor dem Bundcsehren­
goricht als Zougen zu erscheinen oder auf Aufforderung schrift­
licho Aussagen zu machen, sofern ihnen nicht nach don üblichen
prozessualen ~esichtspunkten ein Zeugnisvorweigerungsrecht ~usto­

h~n würde~ Das nundesehrengoricht ist auch ermächtigt, zu verlangen~

dass ein Beteiligter die Richtigkeit seiner Aussagen.ohronwörtlich
versichert, wonn os dieses für ~rforderiich ~rachtetb

§ 9
Ein r·!iitglicd des .';undesGhrengerichts kann abgelehnt werden, wenn
oin Grund z~ Mißtrauen gegen seine Unparteilichkeit vorhandon
ist und diesor Grund glaubhaft gomacht wird~ Übor die Berechti­
gung des Ablehnungsantrages entscheidet das Bundeser~:ngericht

ohne das betreffendo Mitglied~ Es kann jeweils nur Gin einzelnes
Mitglied des Bundoschr;.,ngerichts Bhgelehnt werden" Eino Ablohnung
dos gesamtG~ Bund~sehrcngGrichts ist unzulässig.

§ 10

Die Entscheidung des ~undosohrcngcrichts ist mit Gründen zu ver­
schon und von dem Vorsitzonden und wenigstons zwoi B,::isitzorn ,
zu unterzeichnen. Dsm geschäftsführenden BundespiU'tc.ivol"str.md
ist in jodom FBlle Gin Durchdruck der ergangonon En'tsch':.:iduhg .
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zur Konntnisn~hmG zu üb~~scnden.

Die Entschcidungc.n dcs ~..m!ldGsehrcngcrichts sind für 8.l1e P!1rtci- .

inst8.nzen und Pe.-.e tcidic.:nstst:llon verbindlich. Sie sind endgültig.

Jedoch ist d8.s Lundescbrcn3\.richt in der L8.gc, die crg8..ngene Ent­

scheidung n8.chzuprüfün, wenD. sich hcrfJ.usstell t - insbc sO:ld"re

durch die BoibringlL~g von n~uGm, bisher nicht bekau2tcm Dcw~is­

matcrir.tl - dass dio:-rg;::nlg:no Entscheidung mit den Grundsätzen

der Gerechtigkeit odel.~ mit dem dnschen dc.r CDU nicht zu vcrein­

bal',;n iste

§ 11

Die Kosten dDs BLmdcso.h.rc!lgc.richts trägt grundsätzlich die Bundas­

partoi, jodoch ist das Bundcsohr0ngüricht berechtigt, die Vcr­

p~lichtung zur Erstattung dor Kost~n oin0r LBndespartci aufzuer­

legon, die das Vorfahrvn bc~ntragt hat, wenn dieses der Billigkeit

cnt spricht.

Die Mitglicd~r des Bundes_hrongcrichts haben Anspruch auf Ers8.tz

ihro.!' baren Auslag-:..n in angomc.sscnem Rahmon.

Dem Vorsitzenden. n.:l.d soin.::;m Stellvertreter stohen ferner T.lgegeldor

in der bui Bund0stags8.b3COrdnetün üblichen Höh~ zu.

Zeugon h!3.ben Jlnspruch 8.uf Erst.qttung dcs Ft3.hrg.: idee und 8.ngomesso­
nor Zchrkostcno Die Höhe d2rsGlbcu wird von dem Bu..11d·__.schrcllg(~richt

nach billi3;Oill E.rmos<;'cn fcstijcsetzt, dioscs kann auch iil sozial­
gerechtfortigten FällDn Erstattung des V.rdienstausf8.11cs anordnen

sowie die Erstattu:1g der dem ...~ng.;.klr.tgt.:m cntstandoncn Unkosten.

Entwurf von R~chtsa~w~lt Dr. van ~lmsick, ES3cn
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